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Kommentar

Soziale 
Wohnungspolitik – 
Bezahlbare Mieten 
nur mit geringeren 
Baukosten
Von Lars Eichert, Landesvorsitzender 
Haus & Grund Brandenburg

Eine steigende Nachfrage nach Wohnungen führt auch für 
einige lokale Wohnungsmärkte in Brandenburg zu mehr Knapp-
heit. Das macht es notwendig, auch in Brandenburg Ansätze 
für einen verstärkten Wohnungsneubau oder die Nutzung von 
leerstehendem Wohnraum zu diskutieren. Ein Bündnis für be-
zahlbares Wohnen und Bauen nach dem Vorbild der 2015 vom 
Bundesbauministerium oder 2016 von der Landeshauptstadt 
Potsdam ins Leben gerufenen Bündnisse wäre also auch für 
das Land Brandenburg gut. 
Im Rahmen eines solchen Bündnisses könnten Vorschläge für 
die Senkung von Bau- und Betriebskosten erarbeitet werden. 
Das Bündnis des Bundes hat hier insbesondere mit den Vor-
schlägen zur verbilligten Bereitstellung von Grundstücken der 
öffentlichen Hand sowie die Ideen, Wohnsiedlungen nach-
zuverdichten und Baulücken zu schließen, bereits geeignete 
Maßnahmen ausgemacht.
Im Kern sollte dabei aber beachtet werden, dass die Wohn-
raumversorgung in Deutschland weiterhin vornehmlich unter 
marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen sichergestellt 
werden muss. Erfahrungen mit einer mangelhaften staatlichen 
Wohnungsversorgung sollten die meisten Brandenburger 
eigentlich noch in Erinnerung haben, um nicht erneut darauf 
zu bauen. 
Die bisherigen Lösungsansätze der Politik mit Mietpreisober-
grenzen sind jedoch allenfalls eine Mangelverwaltung und 
dienen nicht der Erweiterung des Angebots an Wohnraum. 
Vielmehr verstärkt die Mietpreisbremse das Knappheitsprob-
lem: Die vorhandenen Wohnungen werden attraktiver – und 
zwar für einen größeren Personenkreis.
Einzig ein konsequenter Wohnungsneubau kann den Nachfra-
geüberhang auf den betroffenen lokalen Wohnungsmärkten 
lösen. 
Die kommunalen Wohnungsgesellschaften können aufgrund 
ihres Auftrages aus der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg (BbgKVerf ) insbesondere bei dem sozialen 
Wohnungsbau ihren Anteil leisten. Im Hinblick auf bezahlbare 
Mieten stehen diese aber vor dem gleichen Problem wie die 
privaten Eigentümer. 
Die ständig steigenden Baukosten erfordern im Neubau Mieten, 
die oft genug weit über den im örtlichen Mietspiegel für die 
Bestandsbauten ausgewiesenen Mieten liegen. Im Rahmen 
eines Bündnisses für bezahlbares Wohnen wäre genau dort 
anzusetzen, um Lösungen für günstigeres Bauen und damit 
günstigere Mieten zu finden. Mit einer Erhöhung der Grund-
erwerbsteuer hat die Landesregierung in der Vergangenheit 
jedoch das genaue Gegenteil bewirkt, nämlich die Erhöhung 
der Kosten für Neubauten. 
Auch der jüngste Vorschlag aus dem Bund, das „Bestellerprinzip“ 
bei der Maklerprovision auch auf Kaufverträge anzuwenden, 
macht das Wohnen nicht günstiger. Wenn der Verkäufer seine 
zu zahlende Maklerprovision dann auf den Kaufpreis aufschlägt, 
hat lediglich der Staat gewonnen, weil er noch mehr Grund-
erwerbsteuer einnehmen kann. Der Bürger zahlt am Ende bei 
der Miete oder den Zinsen für sein teureres Eigenheim drauf.


